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Rahmenvereinbarung 
zum Prozess der Verwaltungsoptimierung 

vom 7. Juli 1999 
in der Fassung 

der 1. Änderung vom 20. Juni 2002 

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen 
- 42 - 2 - B 4000 - 03.34 ­

Vom 1. Juli 2002 

Am 20. Juni 2002 hat die Landesregierung mit der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, der Gewerkschaft Erzie­
hung und Wissenschaft (GEW) und der Gewerkschaft der Poli­
zei (GdP) sowie mit dem dbb - beamtenbund und tarifunion - die 
nachfolgende Rahmenvereinbarung zum Prozess der Verwal­
tungsoptimierung unterzeichnet: 

Präambel 

Die Landesregierung und die unterzeichnenden Gewerkschaften 
stimmen in der Einschätzung überein, dass im Rahmen des Auf­
baus der Landesverwaltung unter großem Engagement der Be­
schäftigten in den vergangenen Jahren bedarfsgerechte und fle­
xible Strukturen geschaffen werden konnten. Sie vertreten die 
gemeinsame Auffassung, dass die Verwaltung über den erreich­
ten Stand hinaus jederzeit in der Lage sein muss, sich an ständig 
verändernde Rahmenbedingungen und Aufgaben anzupassen. 
Die Bürgerinnen und Bürger erwarten verstärkt von der bran­
denburgischen Landesverwaltung eine dienstleistungsorientier­
te Verwaltung, in der Strukturen vorhanden sind, die zu schnel­
leren und nachvollziehbaren Entscheidungen führen. 

Vor diesem Hintergrund sind Landesregierung und Gewerk­
schaften der gemeinsamen Überzeugung, dass Optimierungs­
vorhaben in der Landesverwaltung nur dann erfolgreich sein 
können, wenn es gelingt, alle daran Beteiligten - Arbeitgeber 
(von der Landesregierung bis zu den örtlichen Dienststellenlei­
tungen) sowie Beschäftigte und ihre Interessenvertretungen ­
von der Notwendigkeit der Optimierung der Verwaltung zu über­
zeugen, um sie damit zu gewinnen, sich und ihren Sachverstand 
konstruktiv in den Prozess der Umgestaltung einzubringen. Der 
Abschluss der Rahmenvereinbarung zur Verwaltungsoptimie­
rung beim Land Brandenburg schafft dafür die Voraussetzungen. 
Mit dem gemeinsamen Ziel, durch Einbeziehung der Beschäf­
tigten und ihrer Interessenvertretungen den Optimierungspro­
zess transparenter zu machen und Gestaltungsspielräume zu er­
öffnen, um damit die Akzeptanz zu fördern, sowie Regelungen 
zum Schutz der Beschäftigen vor sozialen Nachteilen zu treffen, 
schließen Landesregierung und Gewerkschaften folgende Rah­
menvereinbarung: 

I. Einbeziehung 

A. Prozess der Verwaltungsoptimierung 

Als Verwaltungsoptimierung wird in dieser Vereinbarung das 
über den permanenten Prozess der Verbesserung der Verwaltung 
hinausgehende, aktuelle Vorhaben der Landesregierung verstan­

den, die Strukturen der Landesverwaltung nach der Aufbaupha­
se effektiver und effizienter zu gestalten. Dieses Vorhaben muss 
als längerfristiger Prozess verstanden werden, in den alle Teile 
der Landesverwaltung einzubeziehen sind. 

Als Projekte, die aus Anlass oder im Zusammenhang mit dem 
Optimierungsprozess der Landesverwaltung durchgeführt wer­
den, werden alle Maßnahmen verstanden, die der Verbesserung 
der Aufbau- und/oder Ablauforganisation dienen und Auswir­
kungen auf die Beschäftigten im Landesdienst haben können. 

B. Gremien und Verfahren 

Gremien im Sinne dieser Vereinbarung sind die mit der Planung, 
Koordinierung und Entscheidungsvorbereitung befassten Pro­
jekt- und Teilprojektgruppen in den Ressorts sowie der Beirat 
auf Landesebene. Die Landesregierung verpflichtet sich zur In­
formation der unterzeichnenden Gewerkschaften, der zuständi­
gen Personalvertretungen, Gleichstellungsbeauftragten und 
Schwerbehindertenvertretungen sowie aller Beschäftigten über 
Maßnahmen der Verwaltungsoptimierung sowie über den ak­
tuellen Stand der Umsetzung. Die Information der Gewerk­
schaften sowie der Beschäftigtenvertretungen findet im Rahmen 
ihrer Einbeziehung in die oben genannten Gremien statt. Die In­
formation erfolgt so rechtzeitig, dass Entscheidungen und Maß­
nahmen noch gestaltungsfähig sind. 

Gremien zur Begleitung des Prozesses der Verwaltungsoptimie­
rung sind: 

- der Beirat zum Prozess der Verwaltungsoptimierung (Bei­
rat), 

- der Ausschuss für Verwaltungsoptimierung (AVO), 
- die ressortinternen Projektgruppen. 

Zur Unterstützung des AVO und als Geschäftsstelle des Beirats 
wird eine Arbeitseinheit bereitgestellt. 

1. Beirat 

Die Besetzung des Beirates erfolgt durch zwei Mitglieder der 
Landesregierung und drei Vertreter der Spitzenorganisationen 
der Gewerkschaften. Den Vorsitz übernimmt ein Mitglied der 
Landesregierung. 

Ziel der Zusammenarbeit zwischen der Landesregierung und 
den Gewerkschaften in diesem Gremium ist es, die Durchfüh­
rung des Optimierungsprozesses unter Herstellung eines Kon­
senses zwischen den Interessen von Arbeitgebern und Arbeit­
nehmern zu begleiten. Die Landesregierung verpflichtet sich, 
den Beirat an der Entscheidungsfindung zur Verwaltungsopti­
mierung zu beteiligen. Dem Beirat sind sämtliche Empfehlun­
gen des AVO an die Landesregierung vorzulegen. 

Der Beirat hat das Recht, den Empfehlungen des AVO eigene 
Voten hinzuzufügen und kann selbst eigene Empfehlungen 
unterbreiten. Wird der angestrebte Konsens im Beirat nicht er­
reicht, können die darin vertretenen Seiten auch voneinander ab­
weichende Voten abgeben. 
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Entscheidungen trifft die Landesregierung bzw. das zuständige 
Ressort. Zur Heranziehung von Fachwissen sowie zur ge­
schäftsstellenmäßigen Unterstützung kann der Beirat auf Kapa­
zitäten der Arbeitseinheit des AVO zurückgreifen. Die Hinzu­
ziehung externen Sachverstandes ist grundsätzlich möglich. 

Die Gewerkschaften sind bereit, im Beirat konstruktiv mitzuar­
beiten. Übereinstimmend im Beirat getroffene Beschlüsse wer­
den von den Gewerkschaften unterstützt. 

2. Ausschuss für Verwaltungsoptimierung (AVO) 

Zur Steuerung und Koordinierung des Optimierungsprozesses 
richtet die Landesregierung einen Ausschuss für Verwaltungs­
optimierung (AVO) ein. 

Über die Aufgaben, die der AVO hinsichtlich der Steuerung und 
Koordinierung des Gesamtprozesses wahrnehmen soll, ent­
scheidet die Landesregierung. Der AVO hat für eine frühzeitige 
und umfassende Information des Beirats über die laufenden Op­
timierungsvorhaben zu sorgen. 

3. Ressortinterne Projektgruppen 

In den Ministerien und in der Staatskanzlei sind ressortinterne 
Projektgruppen als Beratungsgremien zu bilden. Es sind in die 
ressortinternen Projektgruppen zumindest ein Vertreter des 
Hauptpersonalrates (in der Staatskanzlei des Personalrates), der 
Schwerbehindertenvertretung sowie die Gleichstellungsbeauf­
tragte aufzunehmen. Soweit nachgeordnete Behörden und Ein­
richtungen von Projekten betroffen sind, sollen auch diese 
Dienststellen und ihre Beschäftigtenvertretungen vertreten sein. 

Die Dienststellenleitungen der von Projekten der Verwaltungs­
optimierung betroffenen Behörden bzw. Einrichtungen sind ver­
pflichtet, die Personalvertretungen, die Gleichstellungsbeauf­
tragten sowie die Schwerbehindertenvertretungen in die Gre­
mien einzubinden, die mit dem Prozess der Verwaltungsopti­
mierung in Zusammenhang stehen. 

Die Beschäftigten der Ressorts sind über alle Maßnahmen im 
Rahmen der Verwaltungsoptimierung so rechtzeitig zu infor­
mieren, dass die Maßnahmen noch gestaltungsfähig sind. In den 
ressortinternen Projektgruppen ist den Beschäftigtenvertretern 
die Gelegenheit zu geben, frühzeitig zu den Projekten Stellung 
zu nehmen. Die Modalitäten der Einbeziehung der örtlichen Per­
sonalvertretungen und Beschäftigten sowie die Arbeit der res­
sortinternen Projektgruppen können durch Dienstvereinbarun­
gen festgelegt werden. 

Gesetzliche Beteiligungsrechte werden durch die Rahmenver­
einbarung nicht berührt. Die Einbeziehung der ressortinternen 
Projektgruppen soll vor den gesetzlich vorgeschriebenen Betei­
ligungsverfahren stattfinden.  

C. Qualifizierung für den Prozess der Verwaltungsoptimie­
rung 

Für eine erfolgreiche Umgestaltung der Verwaltung ist die Mit­

wirkung aller Beteiligten erforderlich. Dies setzt voraus, dass 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie deren Interessenvertretun­
gen über eine ausreichende Qualifizierung auf dem Gebiet der 
Ziele, Inhalte und Instrumente verfügen, die für den Prozess der 
Verwaltungsoptimierung relevant sind. Die Landesregierung si­
chert zu, die Qualifizierung der unmittelbar an diesem Prozess 
beteiligten Beschäftigten bedarfsgerecht durchzuführen. Ein 
„Qualifizierungskonzept für den Prozess der Verwaltungsopti­
mierung“, das weitere Einzelheiten regelt, wird von der Landes­
regierung erstellt und dem Beirat vorgelegt. 

Das Qualifizierungskonzept soll unter anderem Bildungsange­
bote zu den Instrumenten, Vorhaben und Maßnahmen enthalten, 
die im Rahmen des Optimierungsprozesses angewandt bzw. ein­
gesetzt werden. Dazu zählen insbesondere moderne Instrumen­
te der Verwaltungsführung sowie Instrumente zur Optimierung 
der Aufbau- und Ablauforganisation und der Aufgabenerledi­
gung. Aufgabenkritik, Alternativen der Rechtsform der Aufga­
benwahrnehmung, Instrumente zur Stärkung der Kostentranspa­
renz und Wirtschaftlichkeit sowie Lösungen aus der Informa­
tionstechnologie können - abhängig vom Verlauf des Optimie­
rungsprozesses - ebenfalls Bestandteil des Qualifizierungskon­
zeptes sein. Um die notwendige Qualifikation der Beteiligten 
bei der Gestaltung des Optimierungsprozesses sicherzustellen, 
enthält das Qualifizierungskonzept insbesondere Angebote zur 
Methodik bei der Konzeption und Umsetzung von Optimie­
rungsvorhaben. 

Die Landesregierung verpflichtet sich, ein am Bedarf orientier­
tes Angebot ihrer landeseigenen Einrichtung für Fort- und 
Weiterbildung (Landesakademie für öffentliche Verwaltung -
LAköV) auf dem Gebiet der Verwaltungsoptimierung zu schaf­
fen. 

II. Schutz der Beschäftigten 

A. Sicherung der Beschäftigungsmöglichkeit 

Die Landesregierung sieht sich der Sicherung der Beschäfti­
gungsmöglichkeiten in der Landesverwaltung besonders ver­
pflichtet. 

Vorhaben im Rahmen der Verwaltungsoptimierung sind grund­
sätzlich so zu gestalten, dass kein Arbeitnehmer den Wegfall sei­
ner Beschäftigungsmöglichkeit in der Landesverwaltung be­
fürchten muss. Die Landesregierung verpflichtet sich, hierzu al­
le möglichen Anstrengungen zu unternehmen. 

Für jeden Arbeitnehmer, dessen Arbeitsplatz im Rahmen des 
Optimierungsprozesses entfällt, wird die Landesverwaltung im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten einen zumutbaren Ersatzarbeits­
platz anbieten. Ist für die Weiterbeschäftigung auf dem anderen 
Arbeitsplatz eine Fortbildung erforderlich, wird die Möglichkeit 
hierzu gewährleistet. 

Die Arbeitnehmer sind zur Mitwirkung bei der Erhaltung ihrer 
Beschäftigungsmöglichkeit und zur Annahme eines zumutbaren 
anderen Arbeitsplatzes verpflichtet. 

Im Bewusstsein dieser gegenseitigen Verpflichtungen schließt 
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die Landesregierung betriebsbedingte Kündigungen zum Zwe­
cke der Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach folgenden 
Maßgaben aus: 

a)	 Versetzungen und Änderungskündigungen bleiben zulässig, 
soweit sie nach den folgenden Abschnitten B und C zumut­
bar sind. 

b)	 Das Gleiche gilt für Beendigungskündigungen, die erklärt 
werden, weil der Arbeitnehmer ein zumutbares Änderungs­
angebot entsprechend den folgenden Abschnitten B und C 
ohne den Vorbehalt des § 2 Satz 1 KSchG ablehnt oder sich 
hierzu nicht innerhalb einer Frist von 3 Wochen nach Zu­
gang der Kündigung erklärt. 

c)	 Beendigungskündigungen aufgrund pflichtwidrigen Verhal­
tens bleiben zulässig. 

Betriebsbedingte Beendigungskündigungen sind nur insoweit 
ausgeschlossen, als sie ihre wesentliche Ursache in Maßnahmen 
des Optimierungsprozesses haben. Sollten Ereignisse (hierzu 
zählen insbesondere eine wesentliche Verschlechterung der fi­
nanziellen Rahmenbedingungen des Landes sowie ein durch die 
Landesregierung nicht beeinflussbarer Aufgabenwegfall in der 
Landesverwaltung) eintreten, die beim Abschluss dieser Rah­
menvereinbarung noch nicht absehbar waren, besteht für die 
Landesregierung die Möglichkeit, einem bestimmten Personen­
kreis betriebsbedingt zu kündigen. Hierzu werden die vertrag­
schließenden Parteien ggf. Sonderregelungen treffen. 

B.	 Wechsel des Arbeitsplatzes 

Die Landesregierung wird alle Möglichkeiten ausschöpfen, da­
mit Arbeitnehmer, deren Arbeitsplatz von Maßnahmen des Op­
timierungsprozesses betroffen ist, vorrangig entsprechend ihrer 
bisherigen Vergütungs- bzw. Lohngruppe und am bisherigen Be­
schäftigungsort weiterbeschäftigt werden können. Für Arbeit­
nehmer, die von Maßnahmen aus Anlass oder im Zusammen­
hang mit dem Optimierungsprozess in der Landesverwaltung 
betroffen sind und nicht mehr in ihrer bisherigen Tätigkeit 
weiterbeschäftigt werden können, werden neue Beschäftigungs­
möglichkeiten in der nachstehenden Reihenfolge geprüft und 
angeboten: 

a)	 Beschäftigung in derselben Dienststelle am bisherigen Ort, 

b)	 Beschäftigung im bisherigen Ressortbereich am bisherigen 
Ort, 

c)	 Beschäftigung in einem anderen Ressortbereich am bisheri­
gen Ort, 

d)	 Beschäftigung im bisherigen Ressortbereich an einem ande­
ren Ort, 

e)	 Beschäftigung in einem anderen Ressortbereich an einem 
anderen Ort, 

f)	 Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber des öffent­
lichen Dienstes im Sinne des § 29 Abs. 7 BAT-O. 

Von dieser Reihenfolge kann auf Wunsch des Arbeitnehmers ab­
gewichen werden. Sinngemäß gilt diese Regelung im Rahmen 
der gesetzlichen Vorschriften auch für Beamte in der Landes­
verwaltung, deren Dienststelle von Maßnahmen des Optimie­
rungsprozesses betroffen ist. 

Die neue Beschäftigungsmöglichkeit muss der Fähigkeit und 
mindestens dem bisherigen Qualifikationsniveau und der beruf­
lichen Erfahrung des Arbeitnehmers entsprechen. 

Ist die Annahme eines anderen Arbeitsplatzes mit einer niedri­
ger bewerteten Tätigkeit verbunden, ist der Arbeitnehmer bei zu­
künftiger Übertragung von höher bewerteten Tätigkeiten bei 
entsprechender Eignung besonders zu berücksichtigen. Dabei 
sind die Möglichkeiten der Stellenbörse zu nutzen. 

Bei der Übernahme eines niedriger bewerteten Arbeitsplatzes 
erfolgt ein Ausgleich nach Maßgabe der Richtlinie des Ministe­
riums der Finanzen des Landes Brandenburg über eine über­
gangsweise Vergütungs- und Lohnsicherung im Zuge von Maß­
nahmen der Verwaltungsoptimierung vom 7. Juli 1999. 

C.	 Wechsel des Dienstortes 

Unabdingbar für eine Beschäftigungssicherung ist die Flexibi­
lität und Mobilität der Beschäftigten in einem zumutbaren Rah­
men. Die Zumutbarkeit von Versetzungen wird von der Landes­
verwaltung sowohl unter räumlichen und einkommensbezoge­
nen Gesichtspunkten als auch unter Berücksichtigung der bisher 
erworbenen Qualifikation und Erfahrung geprüft. Auch die per­
sönliche Situation des Betroffenen ist angemessen zu berück­
sichtigen. 

Die Zumutbarkeit eines im Zusammenhang mit dem Optimie­
rungsprozess stehenden Wechsels des Dienstortes ist in folgen­
den Fällen unter strengen Maßstäben zu prüfen 

- bei Arbeitnehmern, die bereits das 55. Lebensjahr vollendet 
haben, 

- bei Schwerbehinderten im Sinne des § 1 Schwerbehinder­
tengesetz, 

-	 bei Alleinerziehenden mit einem oder mehreren betreuungs­
bedürftigen Kindern, für die bei einem Dienstortwechsel 
keine Betreuungsmöglichkeit gefunden werden kann, 

- bei Arbeitnehmern, deren Wechsel des Dienstortes mit einer 
Aufgabe der Erwerbs- und Berufstätigkeit des Ehegatten am 
bisherigen Beschäftigungsort verbunden ist, ohne dass nach 
dem Dienstortwechsel eine neue Beschäftigungsmöglich­
keit gefunden werden kann. 

In begründeten Fällen werden daneben Einzelheiten zur Zumut­
barkeit des neuen Dienstortes unter Berücksichtigung der vor­
liegenden besonderen Verhältnisse in Dienstvereinbarungen 
festgelegt. 

Sofern im Einzelfall im Rahmen des Optimierungsprozesses ei­
ne Versetzung aus dienstlichen Gründen unumgänglich ist, wer­
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den die betroffenen Arbeitnehmer zum frühestmöglichen Zeit­
punkt darüber informiert (mindestens 3 Monate vorher). Die nä­
heren Einzelheiten der weiteren Beschäftigungsmöglichkeit 
sind in einem Gespräch mit dem Betroffenen mit dem Ziel der 
Einigung zu klären. 

Versetzungen auf Antrag des Arbeitnehmers bleiben hiervon un­
berührt. 

Für Beamte des Landes gelten diese Regelungen im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften. 

D. Fortbildung für Beschäftigung 

Die Landesregierung misst der Fortbildung ihrer Arbeitnehmer 
und Beamten eine besondere Bedeutung zu. Der Erfolg der Op­
timierung hängt davon ab, dass die Leistungsfähigkeit aller Be­
schäftigten erhalten bzw. verbessert wird, indem das Personal 
planvoll und zielgerichtet fortgebildet wird. Dies gilt auch und 
gerade für diejenigen Arbeitnehmer, deren Arbeitsplätze von 
Optimierungsmaßnahmen erfasst werden, und die deshalb ent­
sprechend fortgebildet werden sollen. 

Aus diesem Grunde wird die Landesregierung eine landesweite, 
einheitliche Fortbildungskonzeption erarbeiten lassen und dem 
Beirat zur Erörterung vorlegen. Um zu gewährleisten, dass die 
Fortbildung bedarfsgerecht und auch unter Berücksichtigung 
der individuellen und beruflichen Neigungen und Fähigkeiten 
der Beschäftigten erfolgt, muss die Konzeption in den einzelnen 
Fachverwaltungen konkretisiert werden. Sowohl bei der Erar­
beitung der Fortbildungskonzeption des Landes als auch bei ih­
rer Konkretisierung in den Dienststellen ist zu gewährleisten, 
dass der Sachverstand der Interessenvertretungen der Beschäf­
tigten (Gewerkschaften, Berufsverbände, Personalvertretungen, 
Gleichstellungsbeauftragte und Schwerbehindertenvertretun­
gen) einbezogen wird. 

Mit der Fortbildung ist das Ziel verbunden, den Beschäftigten 
auch für die Zukunft berufliche Perspektiven zu eröffnen und zu 
sichern. 

E. Stellenbörse 

Im Rahmen ihrer Fürsorgeverpflichtung und zur sozialverträg­
lichen Begleitung der Optimierungsvorhaben unterhält die Lan­
desregierung eine Stellenbörse für die Arbeitnehmer und Beam­
ten der Landesverwaltung. 

Diese Stellenbörse soll als Informationsstelle vorrangig den Be­
schäftigten, die von Optimierungsmaßnahmen betroffen sind, 
Gelegenheit zur Unterrichtung über Verwendungsmöglichkeiten 
in anderen Dienststellen mit besetzbaren Stellen geben, um so 
die Übernahme eines anderen Arbeitsplatzes im Wege einer frei­
willigen Entscheidung zu ermöglichen (Vermeidung von 
zwangsweisen Versetzungen). Hierzu müssen alle notwendigen 
Informationen über freie, frei werdende und besetzbare Arbeits­
plätze und Dienstposten sowie über den Personenkreis, der von 
Optimierungsvorhaben betroffen ist, zur Verfügung stehen. Fer­
ner sind der Stellenbörse Ausschreibungen von Stellen bereits 

vor deren Veröffentlichung zur Kenntnis zu geben. Eine mögli­
che ressortinterne Besetzung geht der Information an die Stel­
lenbörse voraus. 

Mit der Stellenbörse soll für den Bereich der Landesverwaltung 
auch die Möglichkeit der Sicherung eines Einstellungskorridors 
für Nachwuchskräfte eröffnet werden. 

F. Umsetzung der Schutzregelungen 

Die unterzeichnenden Gewerkschaften werden die Bemühungen 
der Landesregierung zur Erhaltung der Beschäftigungsmöglich­
keiten konstruktiv unterstützen und darauf auch im Rahmen ih­
rer Arbeit in den Personalvertretungen hinwirken. 

III. Schlussbestimmungen 

A. Dienstvereinbarungen 

Bei der Umsetzung von Optimierungsmaßnahmen können Ein­
zelheiten - sofern die Rahmenvereinbarung dies vorsieht - im 
Interesse der Beschäftigten durch Dienstvereinbarungen im zu­
lässigen Rahmen geregelt werden, um so den individuellen Er­
fordernissen in einzelnen Bereichen Rechnung zu tragen. 

B. Gesetzesvorrang 

Verpflichtungen und Zuständigkeiten aufgrund gesetzlicher 
Vorschriften, wie z. B. personalvertretungsrechtliche Mitwir­
kungs- und Mitbestimmungsrechte, bleiben von den Regelun­
gen dieser Vereinbarung unberührt. 

C. Verfahren 

Bei unterschiedlicher Auslegung der Regelungen der Rahmen­
vereinbarung finden zwischen den Vertragsparteien Gespräche 
im Beirat mit dem Ziel einer Einigung statt. 

D. Geltungsbereich 

Die Regelungen dieser Rahmenvereinbarung gelten für alle Ar­
beitnehmer in der Landesverwaltung, die von Maßnahmen aus 
Anlass oder im Zusammenhang mit dem Optimierungsprozess 
in der Landesverwaltung betroffen sind. Als Maßnahmen in die­
sem Sinne gelten nur solche, die ihre wesentliche Ursache in 
dem Optimierungsprozess haben; im Streitfall führt der Arbeit­
geber den Nachweis. Ausgenommen vom Geltungsbereich sind 
Lehrkräfte im Bereich des MBJS und Waldarbeiter im Bereich 
des MLUR. 

Im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften werden auch Beamte 
in der Landesverwaltung in diese Regelungen einbezogen. 

Die verwendeten Begriffe „Arbeitnehmer“, „Beamte“ und „Be­
schäftigte“ umfassen Männer und Frauen. Auf eine Doppel­
schreibweise wurde verzichtet. 
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E. Laufzeit 2.1 Zuluftversorgung 

Die Rahmenvereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und Den fensterlosen Räumen muss planmäßig ein Zuluft­
mit Ablauf des 31.12.2006 außer Kraft. Über eine Verlängerung Volumenstrom mit mindestens den in Tabelle 1 angege­
der Rahmenvereinbarung sind bei Bedarf rechtzeitig vor Aus­ benen Luftraten zugeführt werden können. 
laufen der Vereinbarung Gespräche aufzunehmen. 

2.1.1 Zuluft aus der Wohnung 

Die Zuluft darf - außer in den Fällen der Nummer 2.1.2 
Potsdam, den 20. Juni 2002 Buchstabe a, b und c - den Räumen der Wohnung ent­

nommen werden. Für die Zuluftversorgung aus der Woh­
nung darf eine Luftrate von 0,5 m3/h je m3 Rauminhalt 
der Räume mit Außenfenstern oder Außentüren in der 
Wohnung angerechnet werden, soweit in diesen Räumen 
keine Feuerstätten stehen, die ihre Verbrennungsluft dem 
Aufstellraum entnehmen (raumluftabhängige Feuerstät-

Bauaufsichtliche Richtlinie über die Lüftung ten), und zwischen diesen Räumen und den fensterlosen 
fensterloser Küchen, Bäder und Toilettenräume Räumen eine Verbindung durch Nachströmöffnungen 

in Wohnungen1 oder -spalte oder undichte Innentüren besteht. 
- Fassung Juli 2002 -

2.1.2 Zuluft über Lüftungsanlagen und -einrichtungen 
Bekanntmachung des Ministeriums für 
Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr Die Zuluft muss über eine Belüftungsanlage mit Venti-

Vom 5. Juli 2002 lator oder über dichte Leitungen vom Freien oder über 
Außenluftöffnungen den fensterlosen Räumen unmittel­
bar zugeführt werden 

1 Anwendungsbereich 
a) bei Küchen für die Stoßlüftung, 

Nach § 49 Abs. 4 Satz 2, § 51 Abs. 1 Satz 2 und § 51 b) bei mehreren fensterlosen Räumen in der Wohnung 
Abs. 2 Satz 5 der Brandenburgischen Bauordnung mit Abluftschächten ohne Ventilatoren (siehe Num-
(BbgBO) sind in Wohnungen nur dann Küchen, Kochni­ mer 2.2.2), 
schen, Bäder und Toilettenräume ohne Außenfenster (im c) bei fensterlosen Räumen, für die die Zuluftversor-
Folgenden fensterlose Räume genannt) zulässig, wenn gung aus der Wohnung (Nummer 2.1.1) nicht aus­
eine wirksame Lüftung dieser Räume gewährleistet ist. reicht. 
Diese Voraussetzung liegt vor, wenn die Lüftung den 
nachfolgenden Anforderungen entspricht. Die Zuluft darf auch außerhalb der fensterlosen Räume 

an zentraler Stelle der Wohnung (z. B. im Wohnungsflur) 
oder durch Öffnungen in den Außenwänden der Woh­

2 Lüftungstechnische Mindestanforderungen nung (z. B. im oberen Fensterrahmen) zugeführt wer­
den, wenn zu den fensterlosen Räumen eine Verbindung 

Jeder fensterlose Raum einer Wohnung muss eine Zu­ durch Nachströmöffnungen oder -spalte oder undichte 
luftversorgung haben und an eine Entlüftungsanlage un- Innentüren besteht. Dies gilt jedoch nicht für die Stoß­
mittelbar angeschlossen sein. Die der Zuluftversorgung lüftung von Küchen und bei mehreren fensterlosen Räu­
und Entlüftung dienenden Anlagen und Einrichtungen men in der Wohnung mit Abluftschächten ohne Ventila­
müssen eine ständige Grundlüftung der fensterlosen toren (Nummer 2.2.2). 
Räume, in Küchen zusätzlich eine Stoßlüftung mit 
Außenluft ermöglichen. Die Grundlüftung muss so an­ Außenluftöffnungen, Leitungen vom Freien und Belüf­
geordnet und eingerichtet sein, dass in der Wohnung kei­ tungsanlagen mit Ventilator sind so zu bemessen, dass 
ne Zugbelästigungen entstehen und keine Gerüche in sich für den planmäßigen Zuluft-Volumenstrom rechne­
andere Räume übertragen werden. Alle fensterlosen risch kein größerer Unterdruck in der Wohnung als 8 Pa 
Räume der Wohnung müssen gleichzeitig gelüftet wer­ gegenüber dem Freien ergibt. Befinden sich in der Woh­
den können. nung raumluftabhängige Feuerstätten, sind die Öffnun­

gen, Leitungen und Belüftungsanlagen so zu bemessen, 
dass sich für die Summe aus dem planmäßigen Volu­
menstrom und dem Verbrennungsluftvolumenstrom 

1 Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informa­
tionsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vor­
schriften (ABl. EG Nr. L 204 S. 37), zuletzt geändert durch die 
Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Juli 1998 (ABl. EG Nr. L 217 S. 18), sind beachtet worden. 

(= 1,6 m3/h je kW Nennwärmeleistung) kein größerer 
Unterdruck in der Wohnung als 4 Pa gegenüber dem 
Freien errechnet. Belüftungsanlagen mit Ventilatoren 
müssen ferner so ausgelegt und mit der Entlüftungsan­
lage und den raumluftabhängigen Feuerstätten verblockt 
sein, dass in den fensterlosen Räumen kein Überdruck 
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gegenüber benachbarten Räumen entsteht und die Feu­
erstätten nur bei ausreichender Verbrennungsluftversor­
gung betrieben werden können. 

Außenluftöffnungen und Leitungen vom Freien, die auch 
der Verbrennungsluftversorgung von Feuerstätten dienen, 
dürfen nicht abzusperren sein, oder ihre Verschlüsse müs­
sen so mit den raumluftabhängigen Feuerstätten verblockt 
sein, dass die Feuerstätten nur bei ausreichender Verbren­
nungsluftversorgung betrieben werden können. Andere 
Außenluftöffnungen und Leitungen vom Freien sowie Be­
lüftungsanlagen mit Ventilatoren, die nicht vorgewärmte 
Luft fördern, müssen in der Wohnung absperrbar sein. 

2.2	 Entlüftungsanlagen 

Die Entlüftungsanlage muss die Abluft über dichte Lei­
tungen ins Freie fördern und mindestens für einen Ab­
luftvolumenstrom in Höhe der in Tabelle 1 angegebenen 
Luftraten bemessen sein. 

Tabelle 1 

Fensterloser Luftrate in m3/h 
Raum 

Betriebsdauer beliebige 
= 12 Std/Tag Betriebsdauer 

1 2 3 

Küche: 
- Grundlüftung 40 60 
- Stoßlüftung 200 200 

Kochnische: 40 60 
Bad 
(auch mit WC): 40 60 
Toilettenraum: 20 30 

2.2.1	 Entlüftungsanlagen mit Ventilatoren 

Die Entlüftungsanlagen müssen Ventilatoren mit steiler 
Kennlinie haben. Entlüftungsanlagen, die für eine Luft­
rate nach Spalte 2 der Tabelle 1 bemessen sind, müssen 
mit selbsttätigen Einrichtungen ausgestattet sein, die ei­
ne tägliche Betriebsdauer von mindestens zwölf Stun­
den sicherstellen. Bei Entlüftungsanlagen mit einer 
Luftrate nach Spalte 3 der Tabelle 1 dürfen die Ventila­
toren - ausgenommen von Zentralentlüftungsanlagen 
nach Nummer 2.3 - vom Nutzer abzuschalten sein (Be­
darfslüftung). 

2.2.2	 Abluftschächte ohne Ventilatoren 

Für fensterlose Bäder und Toilettenräume genügen als 
Entlüftungsanlagen Abluftschächte ohne Ventilatoren, 
wenn 

a)	 die Wohnungen keine fensterlosen Küchen und 
Kochnischen haben oder 

b)	 die Bäder und Toilettenräume durch Türen mit um­
laufenden Dichtungen und einer Schwelle von der 
übrigen Wohnung getrennt sind. 

2.2.3	 Abluftöffnungen 

Die Abluftöffnungen der Entlüftungsanlagen dürfen in 
jedem fensterlosen Raum von Hand absperrbar sein 
oder selbsttätige Rückschlagklappen haben. 

2.2.4	 Raumluftabhängige Feuerstätten und Entlüftungsanla­
gen mit Ventilatoren 

Nach § 7 Abs. 7 der Brandenburgischen Feuerungsver­
ordnung bedarf die Aufstellung von raumluftabhängi­
gen Feuerstätten in Wohnungen mit Entlüftungsanlagen 
mit Ventilatoren, wenn die Abgase nicht in die Entlüf­
tungsanlagen eingeleitet werden, der bauaufsichtlichen 
Ausnahme; dies gilt nicht für Gasherde. Die Ausnahme 
darf von der Bauaufsichtsbehörde nur erteilt werden, 
wenn ein gefahrloser Betrieb der Feuerstätten gesichert 
ist. Diese Voraussetzung liegt vor, wenn die Zuluft- und 
Verbrennungsluftzuführung Nummer 2.1.2 entspricht 
und die Abgasabführung der Feuerstätten durch beson­
dere Einrichtungen überwacht wird oder die Abgase 
durch Saugventilatoren oder mit Überdruck unter Ver­
wendung dichter Feuerstätten und dichter Abgasanlagen 
abgeleitet werden. 

2.3	 Lüftungsanlagen für mehrere Wohnungen 

Die fensterlosen Räume mehrerer Wohnungen dürfen 
über gemeinsame Anlagen oder Lüftungsleitungen be­
und entlüftet werden. 

Die Entlüftungsanlage muss dazu 

- in allen Wohnungen mit Ventilatoren und selbsttäti­
gen Rückschlagklappen für alle Abluftöffnungen 
ausgestattet sein (Einzellüftungsgeräte) oder 

- einen zentralen Ventilator besitzen, der ganztägig 
betrieben wird und in den Wohnungen nicht abge­
schaltet werden kann (Zentralentlüftungsanlagen); 
Zentralentlüftungsanlagen dürfen für eine nächtli­
che Absenkung des Abluftvolumenstroms um bis zu 
50 % eingerichtet sein. 

Sowohl bei Einzellüftungsgeräten als auch bei Zentral­
entlüftungsanlagen müssen die Zuluftöffnungen in den 
Wohnungen von Hand absperrbar oder mit selbsttätigen 
Absperrklappen versehen sein. 

2.4	 Lüftungsanlagen nach DIN 18017 

Lüftungsanlagen nach DIN 18017-1:1987-02 und 
DIN 18017-3:1990-08 für fensterlose Bäder und Toilet­
tenräume in Wohnungen erfüllen die lüftungstechni­
schen Anforderungen nach den Abschnitten 2 bis 2.3, 
wenn die Wohnungen keine fensterlosen Küchen und 
Kochnischen aufweisen. 
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3 Schallschutzanforderungen (§ 41 Abs. 3 BbgBO) 

Lüftungsanlagen und -leitungen für fensterlose Räume 
in Wohnungen müssen gegen die Weiterleitung von 
Schall in andere Wohnungen oder fremde Räume ent­
sprechend DIN 4109, bauaufsichtlich eingeführt mit Be­
kanntmachung der Liste der Technischen Baubestim­
mungen vom 18. Februar 1998 (ABl. S. 342), gedämmt 
sein. 

4 Brandschutzanforderungen (§ 41 Abs. 2 BbgBO) 

Lüftungsanlagen und -leitungen für fensterlose Räume 
in Wohnungen müssen den mit Bekanntmachung der 
Liste der Technischen Baubestimmungen vom 18. Feb­
ruar 1998 (ABl. S. 342) bauaufsichtlich eingeführten 
Richtlinien über brandschutztechnische Anforderungen 
an Lüftungsanlagen genügen. 

5 Bauzustandsbesichtigung 

Zur Bauzustandsbesichtigung: Nach Fertigstellung der 
Baumaßnahme hat der Bauherr zum Nachweis, dass die 
Lüftung den lüftungstechnischen Mindestanforderun­
gen dieser Richtlinie entspricht, eine Bescheinigung des 
Bezirksschornsteinfegermeisters beizubringen. 

Bei Lüftungsanlagen nach DIN 18017 ist darüber hinaus 
in der Bescheinigung der entsprechende Teil der Norm 
und die Art der Lüftungsanlage anzugeben. 

6 In-Kraft-Treten 

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft. 

Eingliederung der Gemeinde Hohenseefeld 
in die Gemeinde Niederer Fläming 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 4. Juli 2002 

Das Ministerium des Innern hat in Anwendung von § 9 Abs. 3 
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. I S. 154) 
die Eingliederung der Gemeinde Hohenseefeld in die Gemeinde 
Niederer Fläming mit Wirkung vom 1. August 2002 genehmigt. 

Änderung des Amtes Niederer Fläming 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern 
Vom 4. Juli 2002 

Infolge der Eingliederung der Gemeinde Hohenseefeld in die 
Gemeinde Niederer Fläming mit Wirkung vom 1. August 2002 
gehören dem geänderten Amt Niederer Fläming ab dem 1. Au­
gust 2002 die Gemeinden Herbersdorf und Niederer Fläming an. 
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